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RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im August 2022 publizierte der Bundesrat die Botschaft zum Rechtshilfeabkommen in
Strafsachen mit der Republik Kosovo. Mit Abschluss dieses Abkommens baue die
Schweiz ihr Vertragsnetz im Bereich der Rechtshilfe weiter aus und verstärke die
wirksame Bekämpfung der internationalen Kriminalität. Der Bundesrat erklärte, dass der
Rechtshilfevertrag eine völkerrechtliche Grundlage für die Zusammenarbeit der
Justizbehörden beider Staaten schaffe. Dabei übernehme er die Grundsätze des
schweizerischen Rechtshilfegesetzes und des Europäischen
Rechtshilfeübereinkommens und füge sich somit in das bereits bestehende Netz der
bilateralen Rechtshilfeverträge ein. Da die Republik Kosovo von mehreren europäischen
Ländern nicht als Staat anerkannt werde, könne sie den Abkommen des Europarats,
welche der Vereinfachung der Strafrechtszusammenarbeit dienen, nicht beitreten. Aus
diesem Grund habe der Kosovo der Schweiz im Jahr 2018 die Aushandlung eines
bilateralen Abkommens vorgeschlagen, was sich als Ergänzung zum seit 2012
bestehenden Vertrag über die Überstellung verurteilter Personen angeboten habe,
argumentierte der Bundesrat. Das Abkommen vereinfache und beschleunige
Rechtshilfeverfahren, weil es unter anderem formale Erfordernisse verringere und die
Zentralbehörden beider Länder, die als Ansprechpartner fungieren, bezeichne.
Gleichzeitig lege es klare Anforderungen für gültige Rechtshilfegesuche fest,
beispielsweise bezüglich Datenschutz, und definiere konkrete Gründe für die
Ablehnung eines Gesuchs – wie etwa bei einem vermuteten Verstoss gegen die EMRK.
Wie der Bundesrat bekannt gab, beinhalte der Vertrag als erster bilateraler
Rechtshilfevertrag überhaupt eine Bestimmung, welche die Einsetzung gemeinsamer
Ermittlungsgruppen ermögliche. 

Das Rechtshilfeabkommen wurde in der Wintersession 2022 im Nationalrat behandelt,
nachdem die RK-NR das Geschäft einstimmig zur Annahme empfohlen hatte.
Kommissionssprecher Nicolas Walder (gp, GE) verwies darauf, dass die bereits
bestehende, aktive Zusammenarbeit in Strafsachen unbedingt formalisiert und
vereinfacht werden müsse. Die Kommission sei beruhigt, dass eine unfreiwillige
Beteiligung an möglichen Menschenrechtsverletzungen im Kosovo durch gewisse
Bestimmungen im Abkommen verhindert werde. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
versicherte, dass der Kosovo sich aufgrund seiner Verfassung zur Einhaltung der EMRK
und des UNO-Pakts II verpflichtet habe, auch wenn er aufgrund der fehlenden
Anerkennung diesen Abkommen nicht als Vertragsstaat beitreten könne. Die grosse
Kammer nahm den Bundesbeschluss in der Gesamtabstimmung mit 176 zu 6 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) deutlich an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
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AMANDO AMMANN

1) AB NR, 2022, S. 2156 f.; BBl, 2022 2169; Medienmitteilung RK-N vom 11.11.22
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